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jektiven Rechten‘ nämlıch In dem Sınne, da{fß „seiınerseılts Rechtspersonen
ZUSagcn T Objekt machen kann indem den Rechtsstab tfür sıch einspannt”

Iieser Passus scheint 1im Wiıderspruch dem vorher Ausgeführten. Das Rechts-
handeln des „Jedermann” ISt ber ohl als ein TITun interpretleren, das der Rechts-
stab gleichfalls eröffnet und bestimmt, VO iıhm Iso ableıitbar ISt. Von dıesen wWwe1l
Ausnahmen abgesehen, gılt ber „Jedermannshandlungen sınd keine Rechtshand-
lungen 1m Sınne der ben dargelegten Begriffe (es) steht der einzelne der Weltr des
Rechts verhältnismäßig fern  «“ A, der VO Strafrecht, Iso dem ausgeprägten
Handeln des Rechtsstabes her denkt und nıcht ELW Vo den Menschen- un rund-
rechten), schafft mMI1It seiner Terminologıe eıinen Begriffsraster, der nıcht mehr E1r-

laubt z „Ich habe eın Recht! CC oder „Der Rechtsstab steht ın der Rechtspflicht,
den Schutz der Rechte der einzelnen besorgen” Eıne Terminologıe 1St verant-
worten Meıiıne Frage etritftt uch den Rechtsbegriff selbst. Ist deutlich VO  —_ SC-
faßt? Recht se1l Rechts-Handeln, wiırd ZESART; dabe1 bleıibt der Begriff „Recht“
ungeklärt. Rechtliches Handeln se1 normmotiviıertes Handeln, 1bt ber nıcht
anderes normmotivlertes Handeln außer dem des Recht-Handelns? Sıcherlich. Was
Iso 1St das Speziftikum? Da{fß das fur den Rechtsstab typiısche Handeln ISt. Wiederum
trıtt der Begriff „Recht“, Jetzt 1M Begriff „Rechtsstab“ autf Wenn ber VO einem
vorgängıgen, nıcht erläuterten Rechtsbegriff zehrt, WAarum wendet sıch diesem nıcht
Zz7u ” Wırd dıie Absage As die Komplexität bisherigen Rechtsverständnisses durch
eınen Gewinn Autonomıie, Schutz un Gerechtigkeıt fur den Menschen aufgewo-
gen? Führt dıe Suche ach Eintachheit uch schon einem Wahrheıitsgewinn, der 1St
uch eın Verlust Wahrheit un iıhre Verkürzung denkbar? Von dem Begriff „der
normmüotiviıerten Handlung als Schlüsselbegritt der Rechtsphilosophie” un VO  «>} der
Behauptung, dafß das Recht sıch ın realen Handlungen tinde (164 3: 1sSt eın dı-
rekt-schlüssıger Weg dem Ergebnis vorgezeichnet, dafß Rechtshandeln 1U och 1m
Handeln des Rechtsstabes vorlıege. Es überrascht geradezu, auf dıe grundlegend
vorgetragene Handlungslehre dıe Begrenztheit iıhres Auttretens folgen sehen. Da-
miıt keıin Irrtum entsteht: die Lehre OIn Rechtsstab und VO der Vermiutteltheit allen
Rechtsdenkens ber die Institutionen, dıe dem Recht seıne Form geben un: Rechtsan-
sprüche vollziehen, hat eiınem Erkenntnis-(wıeder)-gewinn beigetragen. Wäre ber
eıne Theorıe, wonach der Rechtsstab dem normmotivierten Handeln des einzelnen,
das als Rechtshandeln bezeichnen ware, erfolgssichernd und garantiıerend Hılte
käme, komplex der verwirrend? E StGB („Der Mörder wırd miıt lebenslanger
Freiheitsstrafe bestraft”) richtet sıch dıe Judikative. Ist komplex, deswegen
AauCcC das Recht des Opfters auf Leben (und uch des Mörders) mıtausgesagt un: miıtge-
schützt sehen? Sınd diese „Rechte“ HMUur Elemente der Sozijalmoral (SOo Wıe
steht mıiıt der Gültigkeit der Rechtsnormen? Dıi1e Ausführungen autf 149 sınd
knapp-. Es bleibt, da{fß VO A. eın interessanter Begründungsversuch des Rechts er-
NOmMmMeEn wurde. Dıi1e Absage eiıne Anthropologie un dıe Beschränkung auf dıe
Handlung, die Ansıedlung des Rechtshandelns schließlich NUu eım Rechtsstab stellen
Engführungen dar Sıe dürten allerdings nıcht vergessecn lassen, da{fß immer wıeder
ber uch notgedrungen zwecks Füllung des Rechtsbegriffs dıe OÖffnung des Rechts
auf die Moral und die Begründungsbedürftigkeıt VO ıhr her betont.

BRIESKORN S

ORDNUNGSPOLITIK. Herausgegeben VO Dieter Cassel, ernd Thomas Ramb, Hans Jöörg
Thieme. Miırt Beiträgen VO Dieter Bender München: Vahlen 1988 34)
Bıs ZUr Miıtte der sıebzıger Jahre galt das neben der Stabilisierung des Geldwertes

wichtigste wirtschaftspolitische Problem, dıe Verhinderung VO Massenarbeıitslosig-
keit, durch keynesianısche Strategiıen als gelöst. Erst als diese Lilusıon zertiel;, wurde
die Sache der „Ordnungspolitik” wıeder wichtıg. ber uch dıe Faszınatıon der pPro-
zeßtheoretischen Modelle, die eine „Ableitung exakter Lösungen” versprachen, VeTr-

drängte ordnungstheoretische Fragen weıtgehend AUus der Makroökonomıie. Nachdem
sıch diese Modelle als wen1g hılfreich tür die Bewältigung makroökonomischer Pro-
bleme erwıesen, besann INa  — sıch wıieder auft gute lte ordnungstheoretische Ansätze,
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dıe ‚War die Natıonalökonomie aus der ersehnten Nähe der Naturwissenschaften WIe-
der 1ın dıe ZUuUr Politologie un: Soz1alphilosophie zurückführten, dafür ber fruchtbare
Anregungen ber das Verhältnis VO Staat und Wırtschaft geben versprachen, die
keineswegs den keynesianıschen Selbstverständlichkeiten entsprachen, sondern die
Verteijlungs- und Interventionspolıitık des Staates eher krıitisch bedachten. Damıt WAar

keineswegs schon eine Renaıissance der Freiburger Schule verbunden. Es entwickelten
sıch vielmehr eıne Mehrzahl ordnungstheoretischer Konzepte dıe sıch In der Regelselbst VO  s diesem Begriff dıstanzieren), deren Attraktivıtät manches, W as die Freibur-
SCI forderten, eher als hausbacken erscheinen heßen. So 1St. enn verständlıch, da{fß die
Mehrkheıit der dreizehn Beıträge des vorlıegenden Sammelbandes her dem Neuen In-
stıtutionalısmus un: der Neuen Politischen Okonomie verpflichtet sınd Besonders
die Modellfigur des „allwıssenden un wohlmeinenden Dıktators”, die den Freibur-
SCIN ar nıcht tremd ISst, fand mancherle1 Ablehnung. Eıner der Gründe 1St die Zurück-
welisung eiıner „organıschen Staatstheorie“, die den Staat als handelndes Subjekt miıt
einer detinierbaren Präferenzordnung versteht. Da L1UTE Personen handeln können,

diese Posıtion, WwI1ıe Kırchgässner betont, die Identifikation des Staates miı1t
eiıner Person (etwa dem wohlmeinenden Dıktator) VOTAaus als uch ine definierte un
konsistente Präferenzordnung staatlıchen Handelns (59) Beides ber 1St den Vertre-
tern eıner ökonomischen Theorie der Polıitik nıcht akzeptabel. Es sollte sıch herumge-sprochen haben, da{fß das Arrowsche Paradoxon, ach dem 1n der Regel unmöglıch
ISt, dıe Wertvorstellungen VO  : vielen ber demokratische Prozesse einer kollektiven
Präferenzordnung zusammenzufügen, nıcht wıderlegt ISt, sondern 1n den etzten Jah-
Ien sowohl theoretisch ausgebaut als uch empirısch bestätigt wurde. Tietzel kon-
strulert In seinem Entwurf die Fıgur des „erklärenden und beratenden Beobachters“,
die den interagıerenden Politikern un: den Wırtschaftssubjekten beiseıite stellt 7/8)

jedoch dıe realıstısche Interpretation des ratıonalen Handelns des Politikers, dıe
schon J. Schumpeter 19472 einforderte, relatıviert werden kann, stellt uch der Au-
LOr 1n Frage. So weıiß enn uch sıch der ökonomischen Theorie ratiıonalen polıtı-schen Handelns verpflichtet, nach der der Polıitiker nıcht anderes sucht als die
Mehrung seınes Eıgenwohls. eın öffentliches Handeln verfolgt Iso ausnahmslos pr1-
ate Ziele Da{fiß dieses Modell sehr 1e]1 zutrettender polıtische Entscheidungen deutet
als eınes, das dem Politiker eıine Gemeinwohlorientierung uch ann zuspricht, WECI1N
er 1n deren Verfolgung seiınem Eıgenwohl erheblich schadet, dürfte heute unstreıt1ig
seın Das soll selbstredend nıcht heißen, da{fß allen Politikern jederzeıt dieser iıhr Han-
deln leıtende Mechanısmus bewufit ware. ber die Interpretation des Gemehnmwohlstre-
ens als Epiphänomen des Eıgenwohlstrebens 1St uch Gemeıingut der psychoanalytı-schen Theorie auf die die utoren allerdings keinen Bezug ehmen) Da{fs
Wırtschaftssubjekte versuchen, eigenerzeugte Kosten auf andere abzuwälzen un
fremderzeugte Leıistungen sıch möglıchst kostenlos anzueıgnen, un bereit sınd ZUr
„kollektiven Selbstschädigung durch Verfolgung des eıgenen Vorteıils“ tührt der
sıch trıyvialen Eıinsıcht, da polıtısche und ökonomische Ratıionalıtät sıch nıcht 4Uu5-
reichen, polıtısche und ökonomische Prozesse optimalısıeren. Es werden ben
keine Null-Summen-Spiele gespielt. Eıne Optimalısıerung dürfte Nnur erreichbar se1n,
Wenn neben die ökonomischen Güter uch moralısche (Güter ÜFELEN, da{fß die pOoSsIt1-
VCN Folgen des ökonomischen un: polıtıschen Handelns wenıgstens teiılweıse bei einem
anderen als dem Handelnden antallen (an moralischen Gütern Orlentliertes Handeln als
partıelles Kollektivgut) Da jedoch die ökonomische un dıe moralısche Ratıiıonalıtät
mıteinander durchaus konkurrieren können, selbst wWenn 1an berücksichtigt, da{fß eın
Handeln unterhalb des durch die Grenzmoral CZOBCNCN Levels Reibungsverlustenmit der Umwelt führt (und „Interaktionskosten“ anfallen), dıe azu tühren können,die MeMlartte der Grenzmoral höher legen, tführt ZUuUr Problematıik des ökonomisch-
ratiıonalen Ego1smus, ZzUu Problem der Verteilung und Kontingentlierung Offentlicher
Güter (etwa Umweltgüter). S1e werden durch die Interventionen des Staates (etwa Ko-
Sten tür den Verbrauch VO  —$ Umweltrt der Kosten für dıe Belastung VO  «} Umwelt)rıtoriıschen Gütern gewandelt. Hıer scheint Iso staatlıche Intervention unvermeıdlıch

se1ın. Insotern jedoch eın Staat seıne Exıstenz un:! seıne Aktivitäten 1m Rahmen eiıner
ökonomischen Theorie der Polıtık 1Ur rechttertigt, WenNn die Kosten für dıe Wahr-
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nehmung VO Rechtsansprüchen 7zwischen verschiedenen Subjekten (Transaktionsko-
sten) senkt, wiıird selbst dıe Legıitimation dieses Güterwandlungsprozesses einzufordern
se1in. Staatsinterventionen sınd, selbst WEeNN S$1e haushaltstechnisch kostenneutral sınd,

miıt der Mehrung VO' Opportunıitätskosten für dıe verbunden, dıe bıslang Offent-
liıche (Güter (kostenlos verwenden konnten. Sıe bedürftfen somıt der Legitimation (Sen-
kung der Transaktionskosten uch für dıe betroffenen Wirtschaftssubjekte). Die
staatlichen interventionistischen un: umverteilenden Aktıivıtäten, dıe Politiker eiınleı-
ten, nıcht ELW 1m Sınne der ökonomischen Theorıe der Polıitik einem „Gerech-
tigkeitsprinzıp” folgen, sondern Wählerstimmen erhalten der politisches
Ansehen und politischen Finflufß mehren, tühren notwendiıg einem Werte- un:
Verhaltenswandel der Wirtschaftssubjekte. Dıe Kompensatıon eiıner „defizıtären Mo-
ral“ der Wirtschaftssubjekte führt dazu, prinzıpiell NUr das Eigenwohl suchen un
dem Staat die Abwehr der Produktion reinen öffentlichen Übels überlassen. Dıe
Moral wird damıt privatısıert. Da das nıcht unbedingt wünschenswert ISt, erscheint
unstreıitig. Andererseıts scheint staatliıche Intervention eingefordert, da 1m Fall negatl-
VeTr Eftekte des ökonomischen Handelns des einzelnen NUur völlıg ab-
strakten Bedingungen (etwa fehlender Transaktionskosten) eine gesamtwirtschaftlich-
posıtıve Allokatıon auftreten kann („Theorem VO Coase‘). Leider artiıkulieren die
utoren nıcht dıe Konsequenz der Notwendigkeıt einer Wırtschaftsmoral;, dıe den e1n-
zelnen uch ann verpflichtet, WenNnn dadurch 1n keiner Weiıse dem Eigenwohl dıent.
Dabeı 1St sıch Kırsch in seiınem sehr klugen un lesenswerten Beıtrag durchaus dar-
ber 1m klaren, da{f der redistributionspolitische Interventionısmus des Staates, der ZUTr

Kompensatıon moralischer Defizite individuell-handelnder Wirtschaftssubjekte gefor-
ert se1ın scheint, früher oder später durch dıe Organısatıon VO Interessenverbän-
den den Staat zunächst 1ın iıne Sıtuation führt, 1ın der eın Krıeg aller alle
ausbricht, WENN dıe Verteilung VO eld un Macht geht, se1l denn, dafß der
„freiheitsverneinende” Leviathan des Hobbes Horizont auftaucht. Die „Regel des

Olson“ (1982), ach der m1t steigendem Organisationsgrad der Interessen das wWwIrt-
schafrtliche Wachstum abnımmt, hat einıge Evidenz für sich Jedenfalls strangulıert der
Ffreiheitliche Staat, der dem Organisationsgrad der Interessen keıine renzen S  ‚9 sıch
selbst. Dafß der Beıtrag Ingo Böbels ber dıe soz1ale Marktwirtschaft VOT dem Hınter-
grund dieser massıven Skepsıs gegenüber allen konomischen Staatsaktıvıtäiten recht
schwach ausfällt, kann nıcht wundernehmen. Dıe Vermutung VO Hayeks, da
die soz1ıale Marktwirtschaft nıchts anderes se1l als eın lebensunfähiger Zwitter, ine
GT dem Pseudonym „Marktwirtschaft” organısıerte Planwirtschaft, kann nıcht aus der
Theorie wıderlegt werden. Das 1St nNnu keıne Schwäche des Autors, sondern lıegt 1im
Versagen aller makroökonomischen Modelle (auch des der sozıalen Marktwirtschaft
zugrundeliegenden neokeynesianischen) begründet. Wır sollten uns damıt abfiinden,
da{fß in großen Volkswirtschaften der Markt eıne transrationale un überpersonale On-
tologıe entwickelte, aut dıe menschliche Rationalıtät bestentalls als Störgröße bıs hın
ZUr Vernichtung) einwıirken kann Der Versuch, durch staatlıche Eingriffe eıne vorher-
sehbare Marktreaktıon können, sollte als Ilusıon verstanden und akzep-
tiert werden. Dıie Beıträge ber die Okonomik der Eigentumsrechte Schüller), ZUr

ung ın Unternehmen Schneider), ber dıe Aufgabe desRegulierung der Gewaltenteıl
Staates be1 gestörten Marktp (B.-T. Ramb), ber die weltwirtschaftliche Ver-
tlechtung Bender), ber Wırtschaftspolitik als Ordnungspolitik Cassel) sind le-
5gehen ber kaum ber dıe bekannten Inhalte ordnungspolitischer Dıskussion
hınaus.

Interessant 1St dagegen wıeder die Lektüre des Beıtrags VO Leipold ber ıne
konomische Theorie der Verfassung. Der Autor bedenkt dıe Konsequenzen der Ver-

einıgung der legislatıven und exekutıven Staatsgewalt, autf rund deren ELW die Parla-
mente bei wesentlichen politischen Entscheıdungen nıchts anderes tun als den Wıllen
der Regierung (se1 des abınetts, sel des Regierungschefs) exekutieren un:
tormal legıtımıeren. Da ab uch die Fxekutive mehr der minder iltflos den Orga-
nısıerten Interessen VO Verbänden, Parteıen und der Bürokratıe ausgeSEeLzL ISt, scheint
das nde eıner demokratischen politischen Ordnung vorgegeben. Dıiıe Okonomische
Theorie der Verfassung versucht NU: nıcht NUr diesen Sachverhalt als unausweıchlıch
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vorzustellen, sondern sınnt ın nıcht wenıgen ihrer Vertreter auf Abhilfe Noch immer
diskutiert wırd der Vorschlag VO Hayeks, der den Eıintlu{fß dıieser Gruppen auf dıe dıe
Allgemeinheıt betreffenden esetze bekanntlich durch die Einführung eiıner Legıslatı-
VE  — Versammlung begrenzen wıll; deren Kandıdaten VO Altersgenossen auf 15 ‚.vegewählt werden. Dıi1e Okonomische Theorie der Verfassung versucht dagegen die
Staatsaktıvitäten anders dıszıplinıeren: Dıi1e Steuer- und Ausgabenentscheidungendes Staates bedürtfen, WeEeNnNn sS1e miı1t eigentlichen Steigerungen verbunden sınd, einer
qualıifizierten Mehrkheit der Abgeordneten (etwa /3), WenNnn S1e Gesetz werden sollen.
Sıcherlich 1St die Gewaltenvereinigung das Problem uch unserer demokratischen Ord-
NUNS. Es kann nıcht angehen, da{ß das Parlament als wesentlıche Aufgabe akzeptiert,der Exekutive das Regıeren erleichtern. Der Fortfall des verfassungswidrigen fakti-
schen Fraktionszwangs, der bei vielen Gesetzen durchaus gegeben ISt, könnte ELW mit-
tels eıner entsprechend programmıerten Anlage durch geheime Abstimmungen, deren
Praxıs durch dıe Technıik heute erheblich erleichtert werden kann, erreicht werden.

ıtısch sol] angemerkt werden, dafß keiner der utoren iıne systemtheoretischeAnalyse ökonomuischer und polıtıscher Grofßsysteme vorstellt. Erst recht fehlt eıne Dar-
stellung eınes ökonomisch-politischen Hypersystems. Dıi1e Analyse selbstreferentieller
Prozesse in solchen Systemen, die ZU einen VO Zustand informationeller Entropıeweıt entternt un: autopoiletischen Prozessen ıIn der Strukturbildung tähig sınd, un:
Zu anderen mıt begrenzten (ökonomischen, polıtischen un informationellen) Res-
SOUrCen funktionieren müssen, hätte die VO: den utoren behandelten Fragen erheb-
ıch vertiefen un 9 kreativen Problemlösungsvorschlägen tühren können.
Irgendwie scheinen die Gleichgewichtstheorien der makroökonomischen Modelle
och Nachwirkungen zeıtigen. Da sıch jedoch das mıiıt Vorsprung auf-
schlußreichste Buch Z Thema „Ordnungspolitik“ auf dem deutschen Markt han-delt, ann seın Studium allen empfohlen werden, die der Problematik derVerflechtung VO  — Staat un: Wırtschaft interessiert sınd LAY S: 3,
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